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höhcrn Formen, Musikfesten u, dcrgl., noch sehr unentwickelt. Dagegen herrscht
viel Theatersinn, wenigstens insofern, als auch die Mittelstädte sich bemühen,
etwas besseres als bloße Schmieren-Gesellschaften zu erhalten, und als in der
That eine oder zwei „Operngesellschaften" sich bemühen, das Publikum dieser
Städte mit den neuesten Operetten vertraut zu macheu. Darüber hinaus gchts
freilich kaum. Auch gestaltet sich die finauzielle Seite dieser Unternehmungen
fast immer sehr zweifelhaft. Königsberg selbst hat in der Wintersaison ei»
leidliches Theater (etwa von dem Range des Kölner) nnd im Sommer eine ganze
Schnar von Sommerbühnen sowie von tingeltangelartigeu Vergnügungsstätten.
Im übrigen ist der lctztangedcutete Unfug in Ostpreußen »och ein wenig ent¬
wickelter, was wohl in der schwächern Entwicklung des Wirtshauslebens überhaupt
seinen Grund hat. In letzterer Hinsicht sowie hinsichtlich des Mangels eigentlich
nächtlichen Treibens kann selbst Königsberg eine „solide Stadt" genannt werden.

Aus den letzten Tagen des Frankfurter Parlaments.

nter den zahllosen beglückmünscheudenAdresse», welche unserm
Reichskanzler a» seinem siebzigjährigen Geburtstage zugingeil, ist
vielleicht die merkwürdigste diejenige der dreißig Veteranen jener
alten erbkaiserlichen Partei, welche am 28. März 1849 in der
Stärke von 290 Männern die Kaiserkrone an König Friedrich

Wilhelm den Vierten von Preußen zn übertragen beschloß. Mit vollem Rechte
hoben die Unterzeichner hervor, daß Fürst BiSmcirck „ihren Glauben zur That ge¬
macht" habe. Denn so wenig Bestand das Verfassungswcrk des ersten deutschen
Parlaments anch gehabt hat und, wie die Dinge einmal sich entwickelten,haben
kvimte, das Verdienst kann ihm niemand abstreiten, zuerst in einem beispiellos
großartigen dialektischen Prozesse unwiderleglich festgestellt zu haben, daß die
Zukunft Deutschlands einerseits in einer bundesstaatlich-monarchischenGestaltung
unter der Führung der Krone Preußens, andrerseits in dem Ausschlüsse Öster¬
reichs aus dem engeren staatsrechtlichen Verbände der deutschen Staaten beruhe.
Vor einiger Zeit brachten diese Blätter eine Schilderung der ersten Anfänge
dieses Parlaments; hier mögen einige Skizzen zur Geschichte seiner letzten
Wochen, seines Todeskampfes von der Ablehnung der Kaiserkrone bis zum Aus¬
tritt der Erbkaiserpartei folgen.
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Das Material dazu entnehmen wir dem Tagebuchc und den Briefen eines
jetzt verstorbenen sächsischen Abgeordneten, der erst Ende März 1849 an die
Stelle des bisherigen Vertreters seines Kreises gewählt worden war und sich
zur gemäßigten Linken des „Deutschen Hofes" hielt. Von warmer Vaterlands¬
liebe erfüllt, aber durchaus maßvoll und besonnen, cine ticfgemütvolle, milde
Natur, war er iu jener Partei eigentlich garnicht an seinem Platze und über¬
haupt für die heftigen Kämpfe parlamentarischer Leidenschaften im grnnde sehr
wenig geschaffen. So hat er es weder erstrebt uoch vermocht, sich zu besondrer
Geltung zu briugcu. Nichtsdestoweniger hat er seine Pflicht redlich erfüllt
und treu ausgehalteu, bis die Linke den Weg offner Revolution betrat. That¬
sächlich neues wird man somit in seinen Aufzeichnungen uicht zu finden erwarten.
Ihr Wert liegt wesentlich in der frischen, treuen Wiedergabe der Wechseluden
Stimmnngen und Urteile unmittelbar aus erschütternden Ereignissen heraus,
die ihn binnen wenigen Wochen von der frohen Hoffnung auf endliches Ge¬
lingen des Vcrfassuugswcrkes bis zu der trostlosen Einsicht in die Unvermeidlich¬
keit seines Scheiterns führten. Daß er die allgemeinen Irrtümer vieler der
besten Männer seiner Zeit teilte, daß er die Macht der Regierungen unter¬
schätzte uud demnach auch den Beschlüssen der Nationalversammlung eine größere
Geltung bcimaß, als ihnen thatsächlich innewohnte, daß er uamentlich an ihrer
Souveränität festhielt und so dem Standpunkte der Negierungen, namentlich
der preußischen, uicht gerecht zu werden vermochte, das alles wird man begreif¬
lich finden. Für die beschlossene Reichsverfassung war er uicht eben begeistert
— „das ganze preußische Erbkaisertum kann ich vor der Hand noch für kein
Glück halten," schrieb er am 10. April —, aber er war fest entschlossen, ihrer
Verwirklichung seine Kraft zu widmen, weil nur sie aus endlosem Wirrsal heraus¬
zuführen schien.

Es würde nuu wohl unnütz sein, im folgende» die Äußerungen unsers
Abgeordneten einfach aueinanderzureiheu. Denn da die Geschichte des Frank¬
furter Parlaments wenig allgemein bekannt ist, viel weniger, als sie es verdient,
und auch das populärste Werk darüber, das treffliche Buch von Heinrich Laube,
über seine letzten Wochen sv knrz hinweggeht, so wäre damit der Mehrzahl der
Leser schwerlich gedient. Da bleibt wohl nichts andres übrig, als vornehmlich
auf Grund des „Stenographischen Berichts über die Verhandlungen der deutschen
koustituireuden Natioualversammlung zu Frankfurt am Main, herausgegcbeu von
F. Wigard" (8. und 9. Band), soviel hinzuzufügen, als zum Verständnis not¬
wendig erscheint.

Unser Gewährsmann — wir wollen ihn im folgende,: der Kürze halber mit
dem neutralen Buchstaben N. bezeichnen — langte über Leipzig und Eisenach rei¬
send und den letzten Teil des Weges von dort ans über Marksnhl, Vacha, Hünfeld,
Fulda und Hcmau im Postwagen zurücklegend am 4. April (Mittwoch vor Osteru)
1849 früh unter strömendem Regen in Frankfurt an. Noch an demselbenVor-
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Mittage gelang es ihm durch freundliche Vermittlung eines andern sächsischen
Abgeordnetem einer Sitzung des Parlaments in der Panlskirche als Zuhörer
im Saale selbst beizuwohnen. „Eine Reihe von Rednern bestieg die Tribüne,
Heinrich von Gagern ^damals Präsident des Neichsministeriums^ saß etwa zehn
Schritte von mir; manche andre ausgezeichnete Männer lernte ich jetzt kennen.
Die Verhandlungen selbst waren etwas konfus, ohne Würde, machte!: also auf
mich keinen erfreulichen Eindruck."

Die Lage selbst schien hoffnungsvoll. Das Ergebnis des Antrages der
Kaiserdeputation in Berlin, die bereits am Tage vorher, am 3. April, die that¬
sächlich ablehnende Antwort des Königs erhalten hatte, war in diesem Angen-
blicke der Versammlung noch nicht bekannt, denn man lebte noch nicht im Zeit¬
alter des elektrischen Telegraphen, und der optische fnngirte natürlich nur höchst
unvollkommen. Noch also durfte man die Hoffnung auf Annahme der Kaiser¬
krone hegen, und auch sonst schienen die Aussichten keineswegs ungünstig. Der
Krieg in Schleswig-Holstein war mit mehr als genügenden Streitkräften
— 60 000 Mann Rcichstruppen neben den Schlcswig-Holsteinern — eröffnet;
Osterreich, das seinen Ausschluß ans dem engern dcntscheu Bundesstaate durch
die Oktrvhirung der einheitsstaatlichen Verfassung von Kremsicr thatsächlich
ansgesprochen hatte, schien durch den siegreichen ungarischen Aufstand
völlig gelähmt, und wie feindselig Rußland und Frankreich der Neugestaltuug
Deutschlands gegenüberstanden, darüber war man sich in Frankfurt nicht recht
klar. So teilte auch N. die zuversichtliche Stimmung der Mehrzahl. Er hatte
die Heimat in der frohen Hoffnung verlassen, demnächst einer Kaiserkrönung in
Frankfurt beiwohnen zu können, denn er lebte des festen Glaubens, eine Ab¬
lehnung der Krone sei unmöglich. Er schrieb damals: „Wenn mich etwas über
die Trennuug von den Meiuigeu tröstet, so ist es der Gedanke, daß ich jetzt,
wo Deutschlands Schicksal sich entscheiden muß und die Reichsversammlung
eine unendlich bedeutsame Stellung einnimmt, am Orte der Entscheidung mich
befinde und thatkräftig mit eingreifen kann. Die nächsten Wochen können,
müssen außerordentliche Dinge bringen. Ich sehe mit höchster Spannung in
die Zukunft." Doch konnte er sich anch wieder eines gewissen Gefühls der Un¬
sicherheit nicht ganz erwehren, denn ein solches sieht doch ans den folgenden
scheinbar so zuversichtlich klingenden Worten hervor: „Die Neichsversammlung
ist gerade gegenwärtig durch die allgemeinen Verhältnisse mehr als jemals sicher¬
gestellt. Die Fürsten werden sie nicht zn sprengen versuchen, dies wäre das
Signal zu einer neuen Revolution; das Volk aber erkennt, daß es in der
Neichsversammlung gerade jetzt seine kräftigste und letzte Schutzwehr hat." Zu¬
weilen steigert sich das Bewußtsein der Ungewißheit schon bis zn gucileuder
Spannung; „der schwankende Zustand, schrieb er am 7. April in sein sonst sehr
knapp gehaltenes Tagebuch, bei dem Gefühle, daß Großes kommen mnß, ist
unerträglich." Die längere Pause in den Verhandlungen des Parlaments, das
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sich der Osterzeit halber und in Erwartung des authentischen Berichts der
Kaiserdcputation vom 4. bis zum 11. April vertagt hatte, war nicht geeignet,
solche Stimmungen zu verscheuchen.

N. suchte eine Ablenkung, indem er sich neben eifriger Lektüre der steno¬
graphischen Berichte nnt der Stadt bekannt machte und Ausflüge in die Um¬
gegend unternahm, meist vom herrlichsten Frühlingswetter begünstigt, welches
ihm, der bisher in sehr bescheidnen Verhältnissen gelebt hatte, das wogende Lebeu
der großen Stadt und die schöne süddeutsche Landschaft ringsum im freund¬
lichsten Lichte zeigte. Ju Frankfurt selbst umgab ihn das Getümmel der Oster-
mcsse mit seinen bunten Bildern; am Charfreitag (6. April) besuchte er Mainz
und sah hier zum erstenmale den Rhein, ein altes Ziel seiner Wünsche; am
Ostermontage war er in Osfenbnch. Doch die Spannung der Lage verriet sich
überall aus unverkennbaren Anzeichen. Frankfurt selbst hatte eine sehr starke
Garnison von Bundestruppen. „Alle Thore sind von Trnppenabteilungcn be¬
setzt; an der Hanptwachc sind Kanonen aufgefahren; auf dem schönen Komödien¬
platze sind Pferdeställe für die Chevanxlegers aus Darmstadt aufgeführt, und
Goethes Bildsäule, sonst der einzige Schmuck dieses Platzes, sieht mit verdrieß¬
licher Miene auf diese prosaischen Bretterbuden. Auch in der Nahe sind Truppen
aufgestellt: an allen Haltepunkten der Eisenbahn zwischen Frankfurt nnd Mainz
stehen Nassauer, in Offenbach sah ich darmstädtisches Fußvolk." Mit leben¬
digen Farben schildert er das bunte Schauspiel einer damaligen Wachtparade
in Frankfurt. „Da stehen voran die stattlichen Füsiliere aus Frankfurt, in
Blan nnd Rot, lauter ausgesuchte Leute, neben ihnen die österreichischeLinie,
weiß nnd blan, kleines, stämmiges Volk; an diese reihen sich die Baiern in hell¬
blauen Waffcuröcken und mit zierlichen Ccisquets; es folgen die Preußen in
dunkelblauen Waffcnröcken, mit schimmerndenHelmen, endlich die leichten Reiter
aus Darmstadt, grün und carmoisinrot, auf behenden Rossen, die Offiziere ka¬
meradschaftlich durcheinander, großenteils schmucke Leute. Das Schauspiel hatte
aber anch seine wehmuterregende Seite: diese Österreicher mitten unter dentschen
Neichstruppen! Es ist, als könne man sie nicht loslassen, und doch sind sie
eigentlich schon von uns getrennt!" Die unruhige Spannung dieser Tage ver¬
mehrten noch wahre und falsche Nachrichteu, die bunt durcheinander schwirrten.
Am Abend des Ostersvnntags langte die Kunde von dem ruhmvollen Gefecht
bei Eckeruförde (6. April) an; lauter Jubel erfüllte die Stadt, nnd die Schiffe
auf dem Main hißten die Flaggen. Aber am Morgen darnach verbreitete sich
das Gerücht, der König von Preußen habe abgedankt. „Was in diesem Falle
werden sollte, weiß Gott allein. Der Prinz von Preußen ^bekanntlich Kaiser
Wilhelms dem dann die Königskrone von Preußen nnd die deutsche Kaiserkrone
zufielen, ist jedenfalls ein Mann vou Festigkeit und Entschlossenheit; möchte
seine Gesinnung eine kernhaft dcntsche sein!" Noch immer also hielt N. an der
Möglichkeit einer günstigen Entscheidung Vonseiten Prenßens fest, und der Hnl-
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tung des Parlaments vertraute er vollständig. „Nach allem, was ich höre,
schrieb er am 10. April, wird die Reichsversammlung bei den bevorstehenden
entscheidendenVerhandlungen mit großer Mäßigung zu Werke gehen, aber die
dem Volke errungenen Freiheiten in keiner Weise sich verkümmern lassen. Auch
die Linke will sich dem Kaiser willig unterwerfen und würde, wenn die kaum
beschlossene Verfassung augetastet werden sollte, mit der Rechten zu einer kom¬
pakten Masse sich zusammenschließen."

Unter solchem Wechsel zwischen Hoffnung und Furcht nahm das Parla¬
ment am 11. April seine Thätigkeit wieder auf; es war die erste Sitznug,
welcher N. als wirkliches Mitglied beiwohnte. Sein Nachbar war beiläufig der
Historiker Jakob Philipp Fallmerayer aus München, der Geschichtschreiberdes
griechischen Mittelalters und des Kaisertums Trapezunt, der leidenschaftliche
Nussenfeind und der geistvolle Autor der „Fragmente aus dem Orient." Noch
später erzählte N. mit Behagen, er habe die erste Bekanntschaft mit ihm da¬
durch angeknüpft, daß er auf ein vor ihm liegendes Blatt den Ncnneu „Trebi-
sonda" mit großen Buchstaben geschrieben, worauf Fallmerayer freudig über¬
rascht sofort ein Gespräch mit ihm begonnen habe. Sonst freilich blieb zu
wissenschaftlicher Vertiefung wenig Zeit. Nachdem der Neichskriegsminister,
General von Peucker, über den Stand der Dinge in Schleswig und insbesondre
über das Gefecht vou Eckernförde referirt hatte, erstattete Simson (Königsberg)
den Bericht über das Ergebnis der Kaiserdeputation, das an sich natürlich schon
bekannt war. Zugleich wurde die preußische Erklärung vom 3. April mitge¬
teilt: der König sei bereit, provisorisch an die Spitze des deutschen Bundes¬
staates ohne Österreich zu treten, uud habe die Negierungen aufgefordert, zu
weiteren Verhandlungen ihre Bevollmächtigten binnen vierzehn Tagen nach
Frankfurt zu senden. Aus der lebhaften, zum Teil leidenschaftlichenDebatte,
in welcher die Freude der Linken, des gesamten Erbkaisertums nunmehr ent¬
ledigt zu sein, und ihre Hoffnung, die deutschen Dinge womöglich in republika¬
nische Bahnen zu treiben, deutlich sichtbar wurden, ging endlich der Antrag
Kierulffs (Rostock), feierlich zu erklären, daß die Versammlung an der Reichsver-
fasfung unwandelbar festhalte, und eine Kommission von dreißig Mitgliedern
zur schleunigen Berichterstattung und zur Vorberatung der für die Durchfüh¬
rung der Neichsverfassung notwendigen Maßregeln einzusetzen, mit 276 gegen
169 Stimmen siegreich hervor. Unter der Mehrheit befand sich auch N. Ant
nächsten Tage wurde die Kommission unter dem Vorsitze von Wydenbrugks
gebildet.

Entschieden war also thatsächlich immer noch nichts, als am 13. April
der Führer der Kaiserdeputation, Simson, auf vier Woche», wie die Geschäfts¬
ordnung vorschrieb, zum Präsidenten gewählt wurde, derselbe Maun, dem ein
freundliches Geschick es beschicden hat, mich den ersten Reichstag des nord¬
deutschen Buudes wie des deutscheu Reiches als Präsident zu leiten nnd in
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einem glücklicherenMomente eine zweite Kaiserdeputation nach Versailles zn
fuhren. Inzwischen schien sich die Lage zu klären. Einerseits traten die öster¬
reichischen Abgeordneten, teils eignem Antriebe, teils einer direkten Anforderung
ihrer Negierung folgend, in Masse aus dem Parlament ans, wo schlechterdings
kein Raum mehr fiir sie war, seitdem sich gezeigt hatte, daß Osterreich an einem
deutschen Buudesstaate weder teilnehmen könne noch wolle; andrerseits stellten
sich am 14. April 28 deutsche Regierungen auf den Boden der Neichsver-
fassnng, freilich noch keine der größeren, mit alleiniger Ausnahme der badischeu.
Allein von allen Seiten kaineu Erklärungen der Abgeordnetenkammern, welche
die Hoffnung belebten, auch die noch zurückgebliebenen, vor allem die vier König¬
reiche, zu gewinnen, und auch die Versuche, Friedrich Wilhelm deu Vierte»
selbst noch umzustimmen, worauf schließlich alles ankam, schienen nicht ganz aus¬
sichtslos. So konnte N. am Itt. April, freilich zu optimistisch, nach der Heimat
schreiben: „Wir gehen großen Entscheidungen entgegen. Ich hoffe die Freude
zu erleben, an der endlichen Festgründung des deutschen Vundesstaates werk¬
thätigen Anteil nehmen zu können. Nie sind die Aussichten zu siegreicher
Durchführung der großen Grundsätze, durch welche Deutschland einig, frei und
mächtig werden soll, weniger getrübt gewesen als gegenwärtig; man kann zu¬
frieden sein, wcun man nicht mehr als das Mögliche erstrebt. Die Parteien
der Nationalversammlung haben sich genähert; alle Besonnenen scharen sich um
die Fahue der Reichsverfassuug." Und er fügt hinzu: „Das prachtvoll ge¬
bundene Originalexemplar derselben habe ich vorigen Sonnabend (14. April)
nnterschrieben. Ich werde diese Stunde immer als eine der bedeutungsschwerste»
meines Lebens ansehen."

In solcher Stimmung setzte das Parlament seine Beratungen ruhig fort
und fand Zeit, sich mit einer Petition des Stadtrats in Homburg vor der
Höhe gegen die auf den 1. Mai angesetzte Schließung der Spielbanken, mit
einer Eingabe aus Altoua, die Ausstelluug von Kaperbriefen gegen die Dänen,
sogar mit der Stellung Deutschlands zur italienischen Bewegung zu beschäftigen,
und wieder leuchtete der schöne Idealismus unsers Volkes glänzend hervor in
der scharfcu Zurückweisung jener beiden Petitionen und iu der Debatte über
den Antrag NauwerckS (Berlin): „Die deutsche Nationalversammlung erklärt, daß
das deutsche Reich das Recht der italienischen Nation auf Unabhängigkeit und
selbstäudige Eutwicklung cmerkeuut und achtet und dieselben in keiner Weise
hemmen oder erschweren wird." Den Antrag hatte N. mit zwölf andern unter¬
stützt, doch fand er keine Mehrheit.

In derselben Sitzung aber, am 19. April, kam eine preußische und eine
österreichische Note zur Verlesung. Jene erklärte, bis jetzt seien die deutschen
Negiernngcn der Aufforderung vom 3. April noch nicht nachgekommen, der
König habe sich deshalb entschlossen, ihnen eine weitere Frist zu stellen. Diese
wars in hochfahrendem und verletzendem Tone der Versammlung vor, sie habe
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ihre Befugnis überschritten und den gesetzlichen Boden verlassen, forderte die
österreichischen Abgeordneten deshalb auf, ihr Mnudnt niederzulegen, und erklärte
gleichzeitig, Österreich gedenke seine Stellung im Bunde keineswegs aufzugeben,
vielmehr an dem Schicksaleseiner Bundesgenossen wie früher werkthätigen Anteil
zn nehmen. Das hieß mit andern Worten: der Kaiserstaat verweigerte nicht nur
die Unterwerfung unter die Rcichsvcrfasfung, sondern hinderte auch das außer-
östcrreichischeDeutschland, sich selbständig zn konstituiren, während Preußen
noch immer keinen festen Entschluß zu faffen vermochte. Es war der offene
Absagebrief und die Ankündigung der österreichischenEinmischung.

Da begann auch N, wieder trüber iu die Zukunft zu blicken. Er fand
das Leben in Frankfurt vhue wissenschaftlicheArbeit unerträglich; mißmutig
schrieb er am 20. April: „Die deutscheu Angelegenheiten wollen nicht vorwärts;
alles schwankt, zögert uud schüttelt den Kopf."

Bald kamen indes die Dinge ins Rollen, nur in sehr verhängnisvoller
Richtung. Aus Stuttgart hatte mau am 21. die Nachricht, daß daß Mini¬
sterium der Weigerung des Königs gegenüber, die Neichsverfafsung anzuerkennen,
seine Entlassung gegeben, und der Landtag sich für diese Anerkennung einmütig
ausgesprochen habe. So begannen am 23. April die Verhandlungen über den
Bericht des Drcißigerausschusses. Das Mehrheitsgntachten empfahl folgendes
zu erklären: Die Annahme der Kaiserkrone setze die Anerkennung der Neichs-
verfassuug voraus; die Nationalversammlung fordere zu dieser Auerkennuug
nunmehr sämtliche Regierungen auf, »vorauf ixso iur«z die Kaiserwürde in Wirk¬
samkeit trete, ersuche die Zeutralgewalt dafür einzutreten und lasse den Dreißiger¬
ausschuß zur Vorbereitung der etwa notwendigen Maßregeln bestehen. Dagegen
beantragte das Gutachten der einen Gruppe der Minderheit (Simon !.Trier^ und
Vogt IGießen!): die Kaiserwahl Friedrich Wilhelms des Vierten für erledigt zu
erklären, sofort aus dem Parlcuneute selbst durch einfache Majorität eine Neichs-
regeutschaft von fünf Mitgliedern zu erwählen, welche den Reichstag zur Vor¬
nahme der Kaiserwahl auf den 1. Juni berufe, die sofortige Vereidigung aller
Beamten, Truppen und Bnrgerwehrcn auf die Verfassung verfüge, für die un¬
verzüglicheBildung einer ausreichenden Streitmacht zum Schutze des Parlaments
und zur Durchführung der Verfassung Sorge trage, endlich die eiuzclstaatlichen
Landtage aufzufordern, mit allen ihnen zu Gebote stehenden Mitteln diese
Durchführung zu unterstützen und einen Anfrnf au das Volk in demselben
Sinne zn richten. Die zweite Grnppc der Minderheit (Ravcaux MlnZ) wollte
die Durchführung dieser Beschlüsse der bestehenden Zentralgewalt anvertraut
wissen.

Der tiefe Gegensatz ist klar: die Mehrheit hielt, so gering die Aussichten waren,
nu der Möglichkeit mit gesetzlichen Mitteln das Ziel zn erreichen, noch immer
fest; die Minderheit erkannte unzweifelhaft richtig, daß vou einer solchen uicht
mehr die Rede sei, uud empfahl deshalb mit klarem Bewußtsein den Weg der
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Revolution. Der verhängnisvolle Augenblick, w v das Parlament nur noch die
Wahl hatte, entweder seine Ohnmacht einzugestehen oder sich in einen Konvent
zu verwandeln und den Bürgerkrieg zu beginnen, war da.

Daß man, falls nicht im letzten Augenblicke die Regierungen einlenkten,
vor dem Ausbruche der Revolution stehe, das verbarg sich cmch N. nicht.
„Wir sind in bewegte Tage eingetreten, so beginnt er ein Schreiben vom
24. April. Gestern haben die Verhandlungen über den Bericht des Drcißiger-
ausschusscs begonnen. Es sind für diese Beratungen nicht weniger als siebeu-
nndvicrzig Redner angemeldet, svdaß, wenn man die drei Berichterstatter noch
hinzurechnet, gerade ein halbes Hundert herauskommt. Von dieser Menge sind
in der gestrigen Sitzung erst fünf zu Worte gekommen. Da es nun unter den
gegenwärtigen Verhältnissen weit weniger auf Worte als auf thatkräftiges
Handeln ankommt, so wird heute schon der Schluß der Debatte verlangt und
wahrscheinlich auch durchgesetztwerden. Die Ereignisse drängen uns immer ge¬
waltiger zur Entscheidung hin. Das Zögern der größern deutschen Staaten,
die Rcichsverfassuug anzuerkennen, bewirkt ein immer bedenklicheresSchwanken
aller Verhältnisse, eine steigende Gährung und Aufregung im Volke, und wenn
nicht bald eine volksfreundliche Staatsweisheit das Ruder ergreift, so ist nicht
abzusehen, was werden soll. In Würtemberg ist infolge der Weigerung des
Königs die Aufregung grenzenlos; mit einer beispiellosen Einmütigkeit steht hier
das ganze Volk seinem Herrscher gegenüber; hier scheint nur eins von beiden
möglich, falls der König auf seiner Weigerimg verharrt: Resignation des Königs
oder Revolution! Nicht viel besser steht es in Baiern. Wenn nun wirklich
noch die Nachricht sich bestätigt, daß auch die preußische Regierung die Neichs-
verfasfung in ihrer jetzigen Gestalt nicht wolle, so können wir uns ans alles
gefaßt machen. In der Nationalversammlung geht die Mehrheit fortwährend
mit großer Mäßigung vorwärts. Aber sie geht doch vorwärts, und wird im
Kampfe für die Verfassung gewiß keine retrograde Bewegung machen. Wenn
also die größern Negierungen die Verfassung nicht anerkennen, so ist ein Zu¬
sammenstoß unvermeidlich. Alle Besonnenen wünschen ihn zu vermeiden, und er
wäre wirklich zu verhüten, wenn auch auf der andern Seite die Besonnenheit
waltete. Daß die Nationalversammlung auch im schlimmstenFalle nicht Bürger¬
krieg predigen wird, das versteht sich; aber ihre Auflösung kann das Ärgste zur
Folge haben. Nur ein Blinder kaun verkennen, daß gerade jetzt der Geist der
Demokratie ungeheure Fortschritte macht. Ich gehöre übrigens zu der großen
Majorität derer, welche die Reichsversassung in ihrer gegenwärtigen Gestalt
aufrecht erhalten wollen, ebensowohl den Fürsten gegenüber als im Widerstreit
mit den alles überstürzenden Republikanern in der Versammlung."

Am Nachmittage berichtet er dann über den Verlauf der Verhandlungen
dieses Morgens folgendes: „Die heutige Sitzung war eine sehr bewegte. Gleich
anfangs wurde eine Adresse der würtembergischen Kammer der Abgeordneten vor-
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gelesen, worin dieselbe die Nationalversammlung auffordert, unverrückt an der
Neichsverfassnng festzuhalten, sowie sie selbst die Verfassung als unverbrüch¬
liches Gesetz für Würtembcrg ansehe und jeden Angriff ans dieselbe als ein
Verbrechen beurteilen werde. Die Versammlung der Paulskirche erhob sich wie
ein Mann, um dadurch der würtembergischcn Kammer und dem würtembergischeu
Volke ihre Anerkennung auszudrücken. Solche Momente haben etwas nngemcin
erhebendes. Übrigens kommen Zustimmungsadressen aus allen Teilen Deutsch¬
lands scharenweise an. Heute habe ich mit andern den Antrag gestellt,*) es solle
die Neichsversammlnng mit allen Mitteln wirken, daß überall in den deutscheu
Ländern die Landtage einberufen werden, damit die einzelneil deutschen Staaten
durch ihre gesetzlichen Vertreter über die Annahme der Neichsverfassnng sich
erklären können und so überall den Negierungen gegenüber eine imposante
Mehrheit zu gunsten derselben sich erhebe." Es war die letzte schwache Mög¬
lichkeit, auf legalem Wege etwas zu erreichen.

Anders die äußerste Linke unter Vogt, der das erste Minoritütsgntachten
befürwortete. „Er sprach mit überwältigender Kraft, svdaß zuletzt das ganze Haus
(mit Ausnahme der rechten Seite) mit stürmischem Beifall sich erhob." Von
seiten der Gemäßigten kann dieser Beifall wohl nur dem leidenschaftlichenPathos
des Redners gegolten haben, nicht seinem Standpunkte, denn mit packender
Gewalt wies er nach, daß die Versammlung mir noch die Wahl habe, ihr Werk
aufzugeben oder die Revolution zu vrganisircn und sich an ihre Spitze zn
stellen. Insofern brachte er besser als jeder andre den furchtbaren Ernst der
Lage znm Bewußtsein.**)

Im Verlaufe des nächsten Tages kam die Nachricht, der König von
Würtcmberg habe nachgegeben! Unter diesem belebenden Eindruck schritt das
Haus am 26. April zur Abstimmung. Sie war „ein vollständiger Sieg der
matten Majorität," aber allerdings nicht des KierulffschcnMehrheitsgutachtens.
Unveränderte Annahme fanden nur sein erster und vierter Satz, der dritte wurde
verschärft durch den Znsatz, daß die Zentralgewalt gehalten sein solle, bis zum
3. Mai über das Ergebnis ihres Vorgehens Bericht zu erstatten, nnd der zweite
ersetzt durch eine etwas dringendere Fassung des Nappardschen Antrags, die von
Schubert (Königsberg) ausging,***) im gründe das einzige praktische Ergebnis der
langen und mit sovielem Kraftaufwande geführten Debatte. „Von: Montag bis
zum Donnerstag hatten wir Tag für Tag Sitzung, um endlich zn beschließen,

Gemeint ist der Zusatzautrag RappardS eventuell zu dem Raveauxschcn Minvritäts-
gutachtcn. Er wurde von 26 Mitgliedern unterstützt. (S. Stenogr. Bericht VIII, S. 6279.)

""") S. Stenogr. Bericht VIII, 6264 — 73. Vogt nennt beilttnfig unter den entschie¬
densten Gegnern des Parlaments in Preuszcu von Bismarck, S. 6271, wohl dns erste- und
letztem«!, daß dieser Name in der Panlskirche gehört ward.

*"°») A, a, O. S. 6327, oergl, S. 6234.
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daß Wir geduldig nvch ferner die Entwicklung der Dinge abwarten wollen," so
faßt N. das Ergebnis zusammen.

Die nächsten Tage schon sollten die Unmöglichkeit, auf diesem Wege vorwärts
zu kommen, klar erweisen. Schon am 26. April wurde dem Hause eine
bairifche Note (vom 23. April) des Inhalts mitgeteilt, daß die Regierung,
gestützt auf das frühere Votum ihrer beiden Kammern, die Ncichsverfassung,
besonders soweit sie das preußische Erbkaisertum und die Ausschließung Österreichs
betreffe, nicht anerkenne. An demselben Tage kam die Nachricht, der König von
Preußen habe definitiv abgelehnt. Das war zwar formell verfrüht — die be¬
treffende Erklärung datirt erst vom 28. April —, aber thatsächlich vollkommen
richtig, denn auch Beckeraths Versuch, ihn umzustimmen, war vergeblich gewesen.*)
Dann langten die Meldungen von der Auflösung der Kammer» in Hannover
(25. April) und Berlin (27. April) an, und auch iu Sachsen drängten die Dinge
zur Krisis: bereits am 24. hörte man in Frankfurt, das dortige Ministerium
sei gestürzt. Thatsächlich wich es dem Mißtrauensvotum beider Kammern be¬
kanntlich nicht, vielmehr wurde am 28. April auch hier die Auflösung des
Landtages ausgesprocheu. Die Regierungen der meisten größern Staaten thaten
also eben das Gegenteil dessen, was die Nationalversammlung von ihnen ge¬
fordert hatte.

(Schluß folgt.)

George Acmd im Kriegsjahre ^870.
ie Sammlung der Briefe George Sands (Lioorg'ö LW,ä, (üorr»
LponÄmioo 1812—4876. Paris, Callmann Levy), welche mit dem
sechsten Bande zum Abschluß gediehen ist, muß ohne Frage den
interessantesten und gehaltreichsten französischen Publikationen
des letzten Jahrzehnts zugezählt werden und verdient eine weit

größere Verbreitung als die „sensationellen" Erscheinungen, mit denen man uns
von Paris her zu beglückeil Pflegt. Daß die Sammlung solche Verbreitung
bisher nicht gefunden, dünkt uns nur zn gewiß, denn selbst diejenigen Briefe
der großen Schriftstellerin, die, wie es im barbarischen Zeitnngsstil heißt, „das
volle Interesse der Aktualität" haben, haben wir selten besprochen nud erwähnt
gefunden. Welch eine Fülle interessanter Einzelheiten, nicht nur zur Charakteristik

*) Am 26. April. Vgl. G. Freytag, Karl Mathy, S. 306.
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